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(Fünfzehntes Rentenanpassuhgsgesetz — 15, RAG) 
(Gesetzentwurf des Bundesrates) 


A. Problem 

In Anbetracht der anhaltenden Preis- und Lohnentwicklung 
wird das Vierzehnte Rentenanpassungsgesetz dem Sinn der 
Rentenanpassungen, die Rentner am Produktivitätszuwachs 
teilhaben zu lassen, nicht gerecht. Die Renten sind im Ver- 
gleich zu den Arbeitsentgelten auf den niedrigsten Stand seit 
der Rentenreform abgesunken. 


B. Lösung 

Die 1958 unterlassene Rentenanpassung soll zur Hälfte nachge- 
holt werden, und zwar in der Weise, daß die Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen in Zukunft durch Gesetz um 
jeweils ein halbes Jahr früher angepaßt werden, als dies nach 
der bisherigen Routineanpassung der Renten der Fall wäre. 
Renten aus den gesetzlichen Rentenversicherungen, die im Jahre 

1971 und früher eingetreten sind, werden aus Anlaß der Ver- 
änderung der allgemeinen Bemessungsgrundlage für das Jahr 

1972 am 1. Juli 1972 um 9,5 Vo erhöht. 

Um eine rechtzeitige Auszahlung der erhöhten Renten zu ge- 
währleisten, wird die Bundesregierung verpflichtet, den Renten- 
anpassungsbericht und das Gutachten des Sozialbeirats in Zu- 
kunft jeweils bis zum 30. November vorzulegen. Die Bundes- 
regierung wird zudem ersucht, den Rentenanpassungsbericht 
1972 möglichst bis zum 30. November 1971 vorzulegen. 


C. Alternativen 

keine 
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D. Kosten 

Durch die Vorverlegung der Rentenanpassung im Rahmen des 
Fünfzehnten Rentenanpasssungsgesetzes auf den 1. Juli 1972 
entstehen im Jahre 1972 Mehraufwendungen von: 

Rentenversicherung der Arbeiter 

2 016 Millionen DM 

Rentenversicherung der Angestellten 

Knappschaftliche Rentenversicherung 223 Millionen DM 

zusammen 2 239 Millionen DM 

Die Mehraufwendungen für die Knappschaftliche Rentenver- 
sicherung gehen zu Lasten des Bundes. Die Mehraufwendungen 
für die Gesetzlichen Rentenversicherungen der Arbeiter und 
Angestellten können aus deren Überschüssen finanziert werden. 

(Nach Berechnungen der Bundesregierung vom Februar 1972 
werden durch das vom Bundesrat vorgelegte 15. Rentenanpas- 
sungsgesetz für den Bundeshaushalt im Jahre 1972 Mehrauf- 
wendungen entstehen in Höhe von: 

Rentenversicherung der Arbeiter 

2 342 Millionen DM 

Rentenversicherung der Angestellten 

Knappschaftliche Rentenversicherung 217 Millionen DM 


zusammen 


2 559 Millionen DM) 



Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache YI/3214 


Sachgebiet 8232 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2. März 1972 

1/4 (IV/3) — 814 07 — Re 32/72 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß Artikel 76 Abs. 3 des Grund- 
gesetzes den 

Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten aus den 
gesetzlichen Rentenversicherungen 
(Fünfzehntes Rentenanpassungsgesetz 
— 15. RAG) 


mit Begründung, den der Bundesrat in seiner 374. Sitzung am 
3. Dezember 1971 beim Deutschen Bundestag einzubringen be- 
schlossen hat (Anlage 1). Eine vom Bundesrat am gleichen 
Tage zu dem Gesetzentwurf gefaßte Entschließung ist als 
Anlage 2 beigefügt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Die Stellungnahme der Bundesregierung zu dem Gesetz- 
entwurf des Bundesrates ist beigefügt (Anlage 3). 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Fünfzehnten Gesetzes 
über die Anpassung der Renten 
aus den gesetzlichen Rentenversicherungen 

(Fünfzehntes Rentenanpassungsgesetz — 15. RAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates 
das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Anpassung der Renten aus den gesetzlichen 
Rentenversicherungen 

§ 1 

(1) In den gesetzlichen Rentenversicherungen 
werden aus Anlaß der Veränderung der allgemei- 
nen Bemessungsgrundlage für das Jahr 1972 die 
Versicherten- und Hinterbliebenenrenten aus Ver- 
sicherungsfällen, die im Jahre 1971 oder früher ein- 
getreten sind, für Bezugseinheiten vom 1. Juli 1972 
an nach Maßgabe der §§ 2 bis 8 angepaßt. 

(2) Zu den Renten im Sinne des Absatzes 1 ge- 
hören auch die nach Artikel 2 § 38 Abs. 3 Sätze 1 
und 2 des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und Artikel 2 § 37 Abs. 3 Sätze 1 und 2 
des Angestelltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
zes im Jahre 1972 ei^höhten Renten, die Knapp- 
schaftsausgleichSleistung nach § 98 a des Reichs- 
knappschaftsgesetzes und die Leistung nach den 
§§ 27, 28 des Sozialversicherungs- Angleichungsge- 
setzes Saar vom 15. Juni 1963 (Bundesqesetzbl. I 
S. 402). 

(3) Absatz 1 findet auf den Knappschaftssold keine 
Anwendung. 

§ 2 

(1) Renten, die nach den §§ 1253 ff. der Reichs- 
versicherungsordnung, §§ 30 ff. des Angestellten- 
versicherungsgesetzes oder §§ 53 ff. des Reichs- 
knappschaftsgesetzes berechnet sind, sind so anzu- 
passen, daß sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach 
Anwendung von § 1255 Abs. 1 letzter Halbsatz der 
Reichsversicherungsordnung, § 32 Abs. 1 letzter 
Halbsatz des Angestelltenversicherungsgesetzes und 
§ 54 Abs. 1 letzter Halbsatz des Reichsknappschafts- 
gesetzes sowie der Kürzungs- und Ruhensvor- 
schriften ergeben würde, wenn die Rente ohne Än- 
derung der übrigen Berechnungsfaktoren unter Zu- 
grundelegung der allgemeinen Bemessungsgrund- 
lage für das Jahr 1972 und der Beitragsbemessungs- 
grenze der knappschaftlichen Rentenversicherung 
für dieses Jahr berechnet werden würde; Abwei- 
chungen infolge Abrundungen sind zulässig. Bei 
Leistungen oder Leistungsanteilen aus der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung sind die nach Arti- 


kel 2 § 9 Abs. 1 a des Knappschaftsrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes für Versicherungsfälle 
des Jahres 1971 maßgebenden Jähresbeträge zu be- 
rücksichtigen. Für Knappschaftsausgleichsleistungen 
gilt § 98 a Abs. 2 Satz 1 des Reichsknappschaftsge- 
setzes. § 1282 Abs. 2 der Reichsversicherungsord- 
nung, § 59 Abs. 2 des Angestelltenversicherungsge- 
setzes oder § 79 Abs. 2 des Reichsknappschaftsgeset- 
zes gilt nicht in den Fällen, in denen die §§ 1278, 
1279 der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 56 des 
Angestelltenversicherungsgesetzes oder §§ 75, 76 
des Reichsknappschaftsgesetzes angewendet worden 
sind. 

(2) Absatz 1 gilt nicht für Renten, bei denen § 1253 
Abs. 2 Satz 5 allein oder in Verbindung mit § 1254 
Abs. 2 Satz 2, § 1268 Abs. 2 Satz 2 der Reichsver- 
sicherungsordnung, § 30 Abs. 2 Satz 5 allein oder in 
Verbindung mit § 31 Abs. 2 Satz 2, § 45 Abs. 2 
Satz 2 des Angestelltenversicherungsgesetzes, § 53 
Abs. 3 Satz 5 allein oder in Verbindung mit § 53 
Abs. 5 Satz 2, § 69 Abs. 2 Satz 2 des Reichsknapp- 
schaftsgesetzes, Artikel 2 § 38 Abs. 3 Satz 4 zweiter 
Halbsatz des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes oder Artikel 2 § 37 Abs. 3 Satz 4 zwei- 
ter Halbsatz des Angestelltenversicherungs-Neure- 
gelungsgesetzes angewendet worden ist. 

(3) Absatz 1 gilt entsprechend für Renten der 
knappschaftlichen Rentenversicherung, die nach 
Artikel 2 § 24 Abs. 5 des Knappschaftsrentenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes gezahlt werden. 

§ 3 

(1) Renten nach Artikel 2 §§ 32 bis 35 des Arbei- 
terrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes oder 
Artikel 2 §§ 31 bis 34 des Angestelltenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich nach Anwendung 
der Ruhensvorschriften ergeben würde, wenn die 
Rente erneut umgestellt und dabei vor Anwendung 
der Ruhensvorschriften der ungekürzte Rentenbe- 
trag ohne Kinderzuschuß für jedes Kind und ohne 
Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höherver- 
sicherung mit 2,8049 vervielfältigt und der Kinder- 
zuschuß für jedes Kind nach der allgemeinen Be- 
messensgrundlage für das Jahr 1972 berechnet wer- 
den würde; Abweichungen infolge Abrundungen 
sind zulässig. § 2 Abs. 1 Satz 4 ist anzuwenden. 

(2) Artikel 2 § 34 des Arbeiterrentenversiche- 
rungs-Neuregelungsgesetzes und Artikel 2 § 33 
des Angesteiltenversicherungs-Neuregelungsgeset- 
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zes sind mit der Maßgabe anzuwenden, daß an 
Stelle der in diesen Vorschriften genannten Werte 
die nachstehenden Werte zugrunde zu legen sind: 


Bei einer 

Versicherungsdauer 
von . . . Jahren 

Versicherten- 

renten 

DM/Monat 

Witwen- und 
Witwerrenten 
DM/Monat 

50 und mehr 

1 501,00 

900,60 

49 

1 471,00 

882,60 

48 

1 441,00 

864,60 

47 

1 410,90 

846,60 

46 

1 380,90 

828,60 

45 

1 350,90 

810,50 

44 

1 320,90 

792,50 

43 

1 290,90 

774,50 

42 

1 260,80 

756,50 

41 

1 230,80 

738,50 

40 und weniger 

1 200,80 

720,50 


(3) Die Verordnung über die Anwendung der 
Ruhensvorschriften der Reichsversicherungsordnung 
und des Angestelltenversicherungsgesetzes auf um- 
zustellende Renten der Rentenversicherungen der 
Arbeiter und Angestellten vom 9. Juli 1957 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 704) findet mit der Maßgabe An- 
wendung, daß in § 1 Abs. 3 und § 2 Abs. 4 der Ver- 
ordnung an die Stelle des Betrages von 7650 Deut- 
sche Mark der Betrag von 20 415,10 Deutsche Mark, 
in § 3 Abs. 1 der Verordnung an die Stelle des Be- 
trages von 171,60 Deutsche Mark der Betrag von 
482 Deutsche Mark, an die Stelle des Betrages 
von 471,60 Deutsche Mark der Betrag von 1323,70 
Deutsche Mark und in § 3 Abs. 2 der Verordnung an 
die Stelle des Betrages von 4281 Deutsche Mark der 
Betrag von 12 008 Deutsche Mark tritt. 

§ 4 

(1) Die übrigen Renten sind so anzupassen, daß 
sich eine Rente ergibt, wie sie sich ergeben würde, 
wenn der nach § 5 zu ermittelnde Anpassungsbetrag 
mit 1,095 und der Leistungszuschlag der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung und der nach § 75 
Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes zu belassende 
Betrag mit 1,087 vervielfältigt und der Kinderzu- 
schuß für jedes Kind nach der allgemeinen Bemes- 
sungsgrundlage für das Jahr 1972 berechnet werden 
würde; Abweichungen infolge Abrundungen sind 
zulässig. Die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der 
Höherversicherung bleiben unberührt. § 2 Abs. 1 
Satz 3 findet Anwendung. 

(2) Renten nach Absatz 1, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und auf die die §§ 1278, 1279 der Reichsversiche- 
rungsordnung, §§ 55, 56 des Angestellten Versiche- 
rungsgesetzes oder §§ 75, 76 des Reichsknappschafts- 
gesetzes anzuwenden sind, sind so anzupassen, daß 
sie mindestens den Betrag erreichen, der sich ergibt 

a) bei Renten aus Versicherungsfällen nach dem 
31. Dezember 1956 und bei Renten mit Leistun- 
gen oder Leistungsanteilen aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung, wenn sie nach § 2, 


b) bei den übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1, Januar 1957, wenn sie nach § 3 

angepaßt werden würden. Satz 1 gilt entsprechend 
für Renten nach Absatz 1, auf die § 5 Abs. 1 Satz 3 
anzuwenden ist. 

§ 5 

(1) Anpassungsbetrag ist in den Fällen des § 4 
der Rentenzahlbetrag für Juli 1972 ohne Kinderzu- 
schuß für jedes Kind und ohne Steigerungsbeträge 
aus Beiträgen der Höherversicherung. In der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung vermindert sich der 
Rentenzahlbetrag außerdem um den Leistungszu- 
schlag und den nach § 75 Abs. 1 Satz 2 des Reichs- 
knappschaftsgesetzes zu belassenden Betrag. Ergibt 
sich bei erneuter Prüfung, daß die Rente unrichtig 
festgestellt, umgestellt oder nach Maßgabe des 
Ersten bis Vierzehnten Rentenanpassungsgesetzes 
angepaßt worden ist, so tritt an die Stelle des Ren- 
tenzahlbetrages im Sinne des Satzes 1 der Betrag, 
der sich nach erneuter Anwendung der Vorschriften 
über die Feststellung, Umstellung und Anpassung 
als Rentenzahlbetrag für Juli 1972 ergeben würde. 

(2) In den Fällen, in denen für Juli 1972 keine 
Rente gezahlt worden ist oder sich der Zahlbetrag 
der Rente nach dem 30. Juni 1972 ändert, tritt an die 
Stelle des Rentenzahlbetrages im Sinne des Absat- 
zes 1 der Betrag, der für Juli 1972 zu zahlen ge- 
wesen wäre, wenn die Voraussetzungen für die Er- 
füllung des Anspruchs damals bestanden hätten. 

§ 6 

(1) Bei Renten aus der Rentenversicherung der 
Arbeiter und der Rentenversicherung der Ange- 
stellten, die nach § 4 angepaßt werden, findet Arti- 
kel 2 § 34 des Arbeiterrentenversicherungs-Neu- 
regelungsgesetzes oder Artikel 2 § 33 des Ange- 
stelltenversicherungs-Neuregelungsgesetzes unter 
Zugrundelegung der Werte nach § 3 Abs. 2 Anwen- 
dung. 

(2) Versichertenrenten der knappschaftlichen Ren- 
tenversicherung ohne Kinderzuschuß und ohne Lei- 
stungszuschlag, die nach § 4 angepaßt werden, dür- 
fen die für den Versicherten maßgebende Renten- 
bemessungsgrundlage nicht übersteigen. Satz 1 gilt 
bei Hinterbliebenenrenten mit der Maßgabe, daß an 
die Stelle der für den Versicherten maßgebenden 
Rentenbemessungsgrundlage bei den Renten nach 
den §§ 64, 65, 66 des Reichsknappschaftsgesetzes 
sechs Zehntel, bei Renten an Halbwaisen ein Zehn- 
tel und bei Renten an Vollwaisen ein Fünftel der für 
den Versicherten maßgebenden Rentenbemessungs- 
grundlage tritt. 

(3) Versichertenrenten — ohne Kinderzuschuß 
und ohne Leistungszuschlag — sowie Hinterbliebe- 
nenrenten aus Versicherungsfällen nach dem 31. De- 
zember 1956, die mit einer Rente aus der gesetz- 
lichen Unfallversicherung Zusammentreffen und nach 
§ 4 angepaßt werden, dürfen zusammen die in den 
§§ 1278, 1279 der Reichsversicherungsordnung, §§ 55, 
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56 des Angestelltenversicherungsgesetzes oder die 
in den §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsgesetzes ge- 
nannten Grenzbeträge, die bei einer Berechnung 
der Renten nach § 2 zu berücksichtigen sind, nicht 
überschreiten. Satz 1 gilt auch für Renten aus Ver- 
sicherungsfällen vor dem 1. Januar 1957, wenn Lei- 
stungen oder Leistungsanteile aus der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung zu gewähren sind. 

(4) Die übrigen Renten aus Versicherungsfällen 
vor dem 1. Januar 1957, die mit einer Rente aus der 
gesetzlichen Unfallversicherung Zusammentreffen 
und nach § 4 angepaßt werden, dürfen zusammen 
die in den §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungs- 
ordnung oder die in den §§ 55, 56 des Angestellten- 
versicherungsgesetzes genannten Grenzbeträge, die 
bei der Berechnung der Rente nach § 3 zu berück- 
sichtigen sind, nicht überschreiten. 

§ 7 

Leistungen nach den §§ 27 und 28 des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 
1963 (Bundesgesetzbl. I S. 402) sind so anzupassen, 
daß sich ein Zahlbetrag ergibt, wie er sich bei An- 
wendung des Saarländischen Gesetzes Nr. 345 in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 29. Juli 1953 
(Amtsblatt des Saarlandes S. 520) und der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes unter Zugrundelegung der bis- 
herigen Versicherungszeiten ergeben würde. 

§ 8 

Die Vorschriften dieses Abschnitts gelten im Saar- 
land unter Berücksichtigung der Fassung, in der die 
in den §§ 1 bis 7 aufgeführten Vorschriften im Saar- 
land anzuwenden sind, und zwar auch für Renten, 
die nach Artikel 2 § 15 des Gesetzes Nr. 591 zur Ein- 
führung des Arbeiterrentenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes im Saarland vom 13. Juli 1957 (Amts- 
blatt des Saarlandes S. 779), Artikel 2 § 17 des Ge- 
setzes Nr. 590 zur Einführung des Angestelltenver- 
sicherungs-Neuregelungsgesetzes im Saarland vom 
13. Juli 1957 (Amtsblatt des Saarlandes S. 789) und 
Artikel 4 § 9 des Gesetzes Nr. 635 zur Einführung 
des Reichsknappschaftsgesetzes und des Knapp- 
schaftsrentenversicherungs-Neuregelungsgesetzesim 
Saarland vom 18. Juni 1958 (Amtsblatt des Saar- 
landes S. 1099) gewährt werden. 

§ 9 

Renten aus den Rentenversicherungen der Arbei- 
ter und der Angestellten, die nach den §§ 2 und 3 
anzupassen sind, Renten mit Leistungen oder Lei- 
stungsanteilen aus der knappschaftlichen Rentenver- 
sicherung, Renten nach Artikel 2 § 42 des Arbeiter- 
rentenversicherungs-Neuregelungsgesetzes und Ar- 
tikel 2 § 41 des Angestelltenversicherungs-Neurege- 
lungsgesetzes und die in § 2 Abs. 2 genannten Ren- 
ten, die mit einer Rente aus der gesetzlichen Unfall- 
versicherung Zusammentreffen, dürfen nach Anwen- 
dung der §§ 1278, 1279 der Reichsversicherungs- 
ordnung, §§ 55, 56 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und §§ 75, 76 des Reichsknappschaftsge- 
setzes zusammen mit der Rente aus der Unfallver- 


sicherung den Betrag nicht unterschreiten, der als 
Summe dieser Renten für Dezember 1963 gezahlt 
worden ist; Kinderzuschüsse und Kinderzulagen 
bleiben unberücksichtigt. Satz 1 gilt auch in den 
Fällen des § 1282 Abs. 1 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 59 Abs. 1 des Angestelltenversicherungs- 
gesetzes und § 79 Abs. 1 des Reichsknappschafts- 
gesetzes. Ergibt in den übrigen Fällen die Anpas- 
sung nach diesem Abschnitt keinen höheren als den 
bisherigen Zahlbetrag, so ist dieser weiterzuzahlen. 

§ 10 

(1) Soweit bei 

den Leistungen der Kriegsopferfürsorge nach 
dem Bundesversorgungsgesetz und den Geset- 
zen, die das Bundesversorgungsgesetz für an- 
wendbar erklären, 

der Kriegsschadenrente und den laufenden Bei- 
hilfen nach dem Lastenausgleichsgesetz, 

den laufenden Beihilfen nach dem Gesetz über 
Hilfsmaßnahmen für Deutsche aus der sowjeti- 
schen Besatzungszone Deutschlands und dem 
sowjetisch besetzten Sektor von Berlin, 

den Leistungen nach dem Bundesentschädi- 
gungsgesetz, dem Bundessozialhilfegesetz und 
dem Gesetz für Jugendwohlfahrt, 

dem Wohngeld (Miet- und Lastenzuschüsse) 
nach dem Zweiten Wohngeldgesetz vom 14. De- 
zember 1970 (Bundesgesetzbl. I S. 1637), 

den Bundesbeihilfen zum Ausgleich von Härten 
im Rahmen der betrieblichen Altersfürsorge 
nach den Richtlinien vom 17. Oktober 1951 
(Bundesanzeiger Nr. 204 vom 20. Oktober 1951) 
und den Leistungen nach dem Reparationsschä- 
dengesetz vom 12. Februar 1969 (Bundesgesetz- 
blatt I S. 105) 

die Gewährung oder die Höhe der Leistungen von 
anderem Einkommen abhängig ist, bleiben die Er- 
höhungsbeträge, die für die Monate Juli bis ein- 
schließlich November 1972 auf Grund der Vorschrif- 
ten dieses Gesetzes zu leisten sind, für den genann- 
ten Zeitraum bei den Ermittlungen des Einkommens 
unberücksichtigt. Die Erhöhungsbeträge für den in 
Satz 1 genannten Zeitraum sind ferner bei der Ge- 
währung von Übergangsgeld während der Durch- 
führung von Maßnahmen zur Erhaltung, Besserung 
oder Wiederherstellung der Erwerbsfähigkeit durch 
einen Rentenversicherungsträger und bei der Ge- 
währung von Leistungen aus der Arbeitslosenhilfe 
sowie der Altershilfe für Landwirte nicht zu berück- 
sichtigen. 

(2) Absatz 1 gilt im Saarland mit der Maßgabe, 
daß das Bundesentschädigungsgesetz und das La- 
stenausgleichsgesetz unter Berücksichtigung ihrer im 
Saarland geltenden Fassung anzuwenden sind. 

§ 11 

(1) Jedem Rentenempfänger ist eine schriftliche 
Mitteilung über die Höhe seiner Rente, die ihm vom 
1. Juli 1972 an zusteht, zu geben. 
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(2) Ergibt eine spätere Überprüfung, daß die An- 
passung fehlerhaft ist, so ist sie zu berichtigen. Die 
Rente ist in ihrer bisherigen Höhe bis zum Ablauf 
des Monats zu gewähren, in dem der Berichtigungs- 
bescheid zugestellt wird. Eine Rückforderung über- 
zahlter Beträge findet nicht statt. Die Berichtigung 
ist nur bis zum 30. Juni 1973 zulässig. 

(3) Die 627 und 1300 der Reichsversicherungs- 
ordnung, § 79 des Angestelltenversicherungsgeset- 
zes und § 93 Abs. 1 des Reichsknappschaftsgesetzes 
bleiben unberührt. 


ZWEITER ABSCHNITT 
Änderungsvorschriften 

§ 12 

Änderung der Reichsversicherungsordnung 

In § 1273 werden die Worte „bis zum 31. März" 
ersetzt durch die Worte „bis zum 30. November". 


§ 13 

Änderung des Angestelltenversicherungsgesetzes 

In § 50 werden die Worte „bis zum 31. März" 
ersetzt durch die Worte „bis zum 30. November". 

DRITTER ABSCHNITT 
Übergangs- und Schlußvorschriften 

§ 14 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 15 

Die Vorschriften des § 12 und des § 13 treten am 
1. April 1972, die übrigen Vorschriften treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Mit der Rentenreform von 1957 ist das Ziel der Ren- 
tenanpassung, die Rentner am Produktivitätszu- 
wachs teilhaben zulassen, in § 1272 Reichsvefsiche- 
rungsordnung (RVO) gesetzlich verankert worden. 
Eine bestimmte Methode und ein bestimmter Zeit- 
punkt ist gesetzlich nicht vorgeschrieben. Es hat sidi 
in den vergangenen Jahren lediglich eine Methode 
eingebürgert, die bis zum Jahre 1970 der Zielsetzung 
des Gesetzes auch Rechnung trug. Seitdem erfüllt 
die routinemäßige Rentenanpassung infolge der nun- 
mehr zwei Jahre anhaltenden Preis- und Lohnent- 
wicklung nicht mehr die an sie zu stellenden Anfor- 
derungen. Ein Abweichen von der bisherigen Ren- 
tenanpassungsroutine stellt deshalb kein Abweichen- 
vom Gesetzesauftrag dar, sondern ist gegenwärtig 
allein geeignet, den Gesetzesauftrag überhaupt erst 
zu erfüllen. 

1. Die Rentner haben in diesem Jahr praktisch 
keine reale Verbesserung ihrer Renten erzielt. 
Der Preisanstieg für die Rentnerhaushalte lag 
im Juli mit 5,6 Vo bereits über der Rentenerhö- 
hung von 5,5 Vo vom 1. Januar 1971. Im Oktober 
betrug der Preisanstieg 6,1 gegenüber dem 
vergleichbaren Monat des Vorjahres. Demgegen- 
über brachten die ersten 11 Rentenanpassungs- 
gesetze durchschnittliche jährlidie Rentenerhö- 
hungen von nominal 7,2 Vo und real 4,6 Vo. 

2. Im Jahr 1971 ist mit mittlerweile rund 41 Vo 
der Bruttoarbeitsentgelte der Erwerbstätigen das 
niedrigste Rentenniveau seit der Rentenreform 
erreicht. Das Rentenniveau wird im Jahre 1972 
nach den neuen Lohnschätzungen der Bundesre- 
gierung mit rund 40,5 Vo weiter absinken. 

3. Der Anteil der Renten, der noch unter dem So- 
zialhilf eniveau lag, war in den vergangenen Jah- 
ren rückläufig. Im Jahre 1971 ist dieser Anteil 
dagegen stark angestiegen. Bezogen auf die lau- 
fende Hilfe zum Lebensunterhalt, die einem Ehe- 
paar über 65 Jahre im Bundesdurchschnitt ab 
1. Juni 1971 gewährt wird, beträgt der Anteil der 
Erwerbsunfähigkeits- und Altersrenten an Män- 
ner, die noch unter dem Sozialhilfeniveau liegen: 

1968 1971 

Anteil in v. H. 

Arbeiterrentenversicherung 
Erwerbsunfähigkeitsrenten und Be- 
zieher von Altersruhegeld .... rd. 32 rd. 43 

Angestelltenrentenversicherung 
Erwerbsunfähigkeitsrenten und Be- 
zieher von Altersruhegeld .... rd. 13 rd. 19 

4. Benötigte ein durchschnittlich verdienender Ar- 
beitnehmer im Jahre 1968 rund 29 Versicherungs- 


jahre, um eine Rente zu erhalten, die über dem 
liegt, was im Rahmen der Sozialhilfe an laufen- 
der Leistung zum Lebensunterhalt für ein über 
65 jähriges Ehepaar gewährt wird, so stieg diese 
Zahl im Jahre 1971 auf 34 Versicherungsjahre. 

5. Ein weiteres Absinken der Renten unter das So- 
zialhilfeniveau bedingt höhere Lasten der Sozial- 
hilfeträger, das heißt der Gemeinden und der 
Länder. Wird eine Anhebung des Rentenniveaus 
unterlassen, müssen sich die Sozialhilfeträger 
langfristig an den Aufgaben der Rentenversiche- 
rung beteiligen. 

Von der Frage, ob die Gesetzlichen Rentenversiche- 
rungen in der Lage sind, ihre eigentlichen Aufgaben 
aus eigener Kraft zu finanzieren oder nicht, hängt 
ihre Glaubwürdigkeit gegenüber den Rentnern und 
Arbeitnehmern ab. 

Es wird deshalb vorgeschlagen, daß die Renten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung in Zukunft 
durch Gesetz um jeweils ein halbes Jahr früher an- 
gepaßt werden, als dies nach der bisherigen Routine- 
anpassung der Renten der Fall wäre. 

Dieser Vorschlag bedeutet, daß die Altrenten aus 
der gesetzlichen Rentenversicherung am 1. Juli 1972 
um 9,5 Prozent erhöht werden. Am 1. Juli 1973 wer- 
den die Renten dann um voraussichtlich 11,7 Pro- 
zent angepaßt. Auch in den zukünftigen Jahren fin- 
det die Rentenerhöhung jeweils am 1. Juli statt. 

Ein Rentner, der eine Monatsrente von z. B. 500 DM 
am 1. Januar 1972 bezieht, erhält am 1. Juli 1972 
eine um 47,50 DM höhere Rente. Dieser Vorschlag 
kommt in seinen finanziellen Auswirkungen für den 
einzelnen Rentner und die gesetzlichen Rentenver- 
sicherungen dem Vorschlag des Bundesrates, das 
Rentenniveau durch eine Erhöhung der Rente um 
11,3 Prozent statt um 6,3 Prozent ab 1. Januar 1972 
zu erhöhen, gleich. 

Dieser Vorschlag erfordert gegenüber der bisher 
üblichen Rentenanpassung folgende Mehraufwen- 
dungen im Jahre 1972: 

Gesetzliche Rentenversi- 
cherungen der Arbeiter und 

der Angestellten 2 016 Millionen DM 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 223 Millionen DM. 

Die Mehraufwendungen für die knappschaftliche 
Rentenversicherung gehen zu Lasten des Bundes. 
Die Mehraufwendungen für die gesetzlichen Renten- 
versicherungen der Arbeiter und Angestellten kön- 
nen aus deren Überschüssen finanziert werden. 

Die Überschüsse der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung, die nach den Vorausschätzungen der Bundes- 
regierung laut Rentenanpassungsbericht 1971 das 
Bar- und Anlagevermögen der Rentenversicherungen 
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der Arbeiter und Angestellten auf 137,1 Mrd. DM 
in 1985 anwachsen lassen, kommen zu einem gro- 
ßen Teil nur deshalb zustande, weil die Renten nach 
40 Versieh erungsjahren gegenüber dem Arbeitsent- 
gelt weit hinter der Zielsetzung der Rentenreform 
von 1957 (60 ^/o) und auch hinter der Zielsetzung des 
Dritten Rentenversicherungs-Änderungsgesetzes von 
1969 (50 %) Zurückbleiben. Es erscheint deshalb ge- 
boten, diese Überschüsse in Form einer Renten- 
niveauanhebung denjenigen — also den Rentnern 
— wieder zukommen zu lassen, zu deren Lasten die 
Überschüsse erzielt werden. 


B. Besonderer Teil 

Erster Abschnitt 

Zu § 1 

Absatz 1 

Absatz 1 enthält den Grundsatz der Anpassung und 
bestimmt die Renten, die entsprechend der Ziel- 
setzung des Entwurfs anzupassen sind. Die Renten 
aus der hüttenknappschaftlichen Pensionsversiche- 
rung des Saarlandes bleiben von diesem Gesetz un- 
berührt. 

Absätze 2 und 3 

Bei den nach Artikel 2 § 38 Abs, 3 ArVNG oder 
Artikel 2 § 37 Abs. 3 AnVNG im Jahre 1972 auf 
1^13 erhöhten Renten sind die Veränderungen der 
allgemeinen Bemessungsgrundlage zwischen 1971 
und 1972 nicht berücksichtigt worden; diese Renten 
sind infolgedessen anzupassen. Die Knappschafts- 
ausgleichsleistung und die Leistung des Sozialver- 
sicherungs-Angleichungsgesetzes Saar sind lohnbe- 
zogen, so daß sie ebenfalls anzupassen sind. Nach 
Absatz 3 wird der Knappschaftssold von der An- 
passung ausgenommen. Es handelt sich hierbei um 
eine nicht lohnbezogene Leistung, die lediglich im 
Wege der Besitzstandswahrung weiter gewährt wird. 

Zu § 2 

Absatz 1 

ln Absatz 1 werden in den Rentenversicherungen 
der Arbeiter und Angestellten die Renten ange- 
sprochen, die nach den Vorschriften des neuen 
Rechts berechnet worden sind, ln der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung werden sämtliche Renten 
mit Ausnahme eines Teils der Besitzstandsrenten er- 
faßt, weil hier auch die nach den Vorschriften des 
alten Rechts berechneten Renten im Wege der Neu- 
berechnung umgestellt worden sind. 

Durch die Anpassung werden die Renten so erhöht, 
als ob sie ohne Änderung der übrigen Berechnungs- 
faktoren unter Zugrundelegung der allgemeinen Be- 
messungsgrundlage und der Beitragsbemessungs- 
grenze der knappschaftlichen Rentenversicherung 
für das Jahr 1962 berechnet werden würden. 


Das Verfahren bleibt dem Versicherungsträger über- 
lassen. In den Fällen, in denen Renten aus den ge- 
setzlichen Rentenversicherungen mit Renten aus der 
gesetzlichen ünfallversicherung Zusammentreffen, 
sind die Ruhensvorschriften zu beachten. Damit wird 
auch beim 15. Rentenanpassungsgesetz der Grund- 
satz gewahrt, daß Renten aus der Rentenversiche- 
rung und Renten aus der Unfallversicherung den in 
§ 1278 RVO (§ 55 AVG, § 75 RKG) festgesetzten 
Höchstbetrag nicht überschreiten dürfen. Rentenbe- 
stand und Rentenzugang werden damit gleichbe- 
handelt. 

Absatz 2 

Bei den in Absatz 2 angesprochenen Renten handelt 
es sich um Renten, die nach neuem Recht berechnet 
worden sind, deren Betrag jedoch aus Gründen des 
Besitzstandsschutzes weitergewährt wird oder er- 
höht worden ist. Deswegen ist für diese Renten nur 
eine Anpassung nach § 4 vorgesehen. 

Zu § 3 

Absatz 1 

Absatz 1 regelt die Anpassung der umgestellten 
Renten der Rentenversicherungen der Arbeiter und 
der Angestellten mit Ausnahme der sogenannten 
Sonderzuschußrenten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG). Die Sonderzuschußrenten 
sind nach § 4 anzupassen. Das in Absatz 1 vorge- 
sehene Anpassungsverfahren ist gegenüber dem 
Verfahren nach § 2 auf die Besonderheiten der um- 
gestellten Renten zugeschnitten. Auch hier wird die 
Rente, ausgehend von den Ausgangswerten, neu 
berechnet. Es sind daher auch die Ruhensvorschrif- 
ten aus den bereits zu § 2 dargelegten Gründen zu 
beachten. 

Absatz 2 

Nach Absatz 2 sind die Höchstbegrenzungsvorschrif- 
ten (Artikel 2 § 34 ArVNG, Artikel 2 § 33 AnVNG) 
auch auf die nach Absatz 1 angepaßten Renten anzu- 
wenden. Die in diesen Vorschriften angegebenen 
Werte sind durch Werte ersetzt worden, die auf der 
Grundlage einer für die Begrenzung der zu erwar- 
tenden persönlichen Rentenbemessungsgrundlage im 
Jahre 1972 maßgebenden Beträge beruhen. 

Zu §4 

Absatz 1 

übrige Renten im Sinne von Absatz 1 sind in 
den Rentenversicherungen der Arbeiter und der 
Angestellten die Renten nach Artikel 2 § 36 ArVNG 
(Artikel 2 § 35 AnVNG), Artikel 2 § 38 Abs. 3 
Satz 4 zweiter Halbsatz ArVNG (Artikel 2 § 37 
Abs. 3 Satz 4 zweiter Halbsatz AnVNG), Artikel 2 
§ 42 ArVNG (Artikel 2 § 41 AnVNG), in der knapp- 
schaftlichen Rentenversicherung die Renten nach 
Artikel 2 § 11 KnVNG in der bis zum 31. Dezember 
1967 geltenden Fassung und Artikel 2 § 25 KnVNG. 
Zu den übrigen Renten gehören weiter die Renten, 
die nach Artikel 6 §§ 7, 17 Abs. 1 Satz 3 FANG und 
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nach § 15 der Verordnung nach § 1256 Abs. 3 RVO 
gezahlt werden sowie die Renten, auf die die in § 2 
Abs. 2 genannten Vorschriften angewandt worden 
sind. Wie beim 14. Rentenanpassungsgesetz sieht 
der Entwurf vor, daß auch hier, wie bei den Renten, 
die nach den §§ 2 und 3 anzupassen sind, den Ver- 
sicherungsträgern nur das Ergebnis vorgeschrieben 
wird, das durch Anpassung erreicht werden soll. 

Die Beitragsbemessungsgrenze in der knappschaft- 
lichen Rentenversicherung hat sich von 27 600 DM 
im Jahre 1971 auf 30 000 DM im Jahre 1972 erhöht. 
Die Erhöhung beträgt somit 8,7 v. H. Demgemäß sind 
die in Absatz 1 Satz 1 angesprochenen knappschaft- 
lichen Sonderleistungen entsprechend zu erhöhen. 
Durch die für den Kinderzuschuß vorgesehene Rege- 
lung wird ebenso wie in den voraufgegangenen 
Rentenanpassungsgesetzen erreicht, daß die Kinder- 
zuschüsse für alle Renten einheitlich nach neuem 
Recht bemessen werden. 

Absatz 2 

Absatz 2 stellt sicher, daß auch bei Renten, die nach 
Absatz 1 angepaßt werden und auf die wegen Zu- 
sammentreffens mit einer Unfallrente die Höchst- 
grenzen der Ruhensvorschriften Anwendung finden, 
die Grenzbeträge immer voll ausgeschöpft werden. 

Zu § 5 

Absatz 1 

Absatz 1 bestimmt den Anpassungsbetrag für die 
nach § 4 anzupassenden Renten, Dieser Anpassungs- 
betrag wird in der Weise ermittelt, daß vom Ren- 
tenzahlbetrag die von der Anpassung ausgeschlos- 
senen Rententeile abgezogen werden. Es sind das 
die Steigerungsbeträge aus Beiträgen der Höher- 
versicherung und die ebenso zu behandelnden Lei- 
stungsteile nach §§ 1260 a, 1260 b RVO (§§ 37 a, 37 b 
AVG, §§ 58 a, 58 b RKG) und nach Artikel 2 § 34 a 
ArVNG (Artikel 2 § 33 a AnVNG). 

Absatz 2 

Durch Absatz 2 werden sowohl die Fälle erfaßt, in 
denen für Juli 1972 zwar ein Anspruch auf Rente 
besteht, die Rente zu diesem Zeitpunkt aber noch 
nicht gezahlt worden ist, als auch die Fälle, in denen 
sich bis einschließlich 30. Juni 1972 eine Änderung 
der Rentenhöhe ergibt. 

Zu § 6 

Absatz 1 

Absatz 1 stellt sicher, daß die Berechtigten, deren 
Renten wegen Erreichens oder Überschreitens der 
Höchstgrenze begrenzt worden sind, in den Genuß 
der Rentenanpassung bis zum Betrag der Höchstbe- 
grenzung gelangen können. 

Absatz 2 

Absatz 2 gewährleistet, daß die nach § 4 anzupassen- 
den Renten der knappschaftlichen Rentenversiche- 
rung die für neu zugehende Renten vorgesehene 


Höchstgrenze durch die Anpassung nicht überstei- 
gen. 

Absätze 3 und 4 

Absätze 3 und 4 stellen sicher, daß Renten der Ren- 
tenversicherungen der Arbeiter und der Angestell- 
ten sowie der knappschaftlichen Rentenversicherung, 
die mit einer Rente aus der Unfallversicherung Zu- 
sammentreffen und die nach § 4 angepaßt werden, 
die in den §§ 1278, 1279 RVO (§§ 55, 56 AVG, §§ 75, 
76 RKG) genannten Grenzbeträge, die bei einer Be- 
rechnung der Rente nach §§ 2 und 3 zu berücksichti- 
gen wären, nicht überschreiten. 

Zu §7 

Die Vorschrift regelt die Anpassung der Leistungen, 
die auf Grund des Saarländischen Fürsorgegesetzes 
Nr. 345 nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs-An- 
gleichungsgesetzes Saar vom 15. Juni 1963 (BGBl. I 
S. 402) weitergezahlt werden. Der Anpassung unter- 
liegt in diesen Fällen die der Berechnung der Lei- 
stung nach §§ 27, 28 des Sozialversicherungs-An- 
gleichungsgesetzes Saar zugrunde liegende Ver- 
gleichsberechnung. Vergleichsleistung ist der Betrag, 
der sich ergibt, wenn die bis zur Verkündung des 
Sozialversicherungs- Angleichungsgesetzes Saar 
außerhalb des Bundesgebietes zurückgelegten Ver- 
sicherungszeiten wie im Saarland zurückgelegte Ver- 
sicherungszeiten behandelt werden. 

Zu § 8 

§ 8 bestimmt, daß die Vorschriften des Ersten Ab- 
schnitts im Saarland unter Berücksichtigung der Fas- 
sung gelten, in der die in den §§ 1 bis 7 aufgeführten 
Vorschriften im Saarland anzuwenden sind. 

Zu § 9 

Auch bei den der Anpassung unterliegenden Renten 
der Rentenversicherung sind grundsätzlich die Ru- 
hensvorschriften anzuwenden, wenn sie mit Renten 
aus der Unfallversicherung Zusammentreffen (vgl. 
§§ 2 und 3). Damit wird verhindert, daß die Rentner, 
deren Renten angepaßt werden, ein höheres Ge- 
samtrenteneinkommen erzielen, als die neu hinzu- 
tretenden Rentner erhalten können. 

Sind die Ruhensvorschriften entsprechend dem Ge- 
setz angewendet worden, so kann sich durch ihre 
erneute Anwendung das Gesamteinkommen aus 
den angepaßten Renten nicht mindern. 

Bis Anfang 1964 sind zunächst nicht in allen Fällen 
die Ruhensvorschriften angewendet worden. Bei 
ihrer nachträglichen Anwendung sind die Renten- 
versicherungsträger nicht einheitlich vorgegangen, 
so daß diese Renten unterschiedlich zum Ruhen 
gebracht worden sind. Um diesen Sondertatbestand 
zu regeln, hat der Gesetzgeber ab 7. RAG vorgese- 
hen, daß nach der Anwendung der Ruhensvorschrif- 
ten das Gesamteinkommen des Rentners nicht unter 
dem liegen dürfe, das er im Dezember 1963 erhalten 
hat. Diese Regelung wird auch für das 15. RAG 
übernommen. 
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Im übrigen ist eine Besitzstandsregelung nur für die 
Renten vorgesehen, die ohne Anwendung der Ru- 
hensvorschriften einer Höchstbegrenzung unterlie- 
gen. 

Zu § 10 

Die Vorschrift nimmt die für die Monate Juli bis No- 
vember 1972 zu zahlenden Erhöhungsbeträge von 
der nach anderen Vorschriften zu erfolgenden An- 
rechnung aus. 


Zweiter Abschnitt 
Zu §§ 12 und 13 

Die Änderung des § 1273 RVO und des § 50 AVG 
soll sicherstellen, daß die vorgeschlagene Anpassung 
zum 1. Juli eines jeden Jahres fristgemäß erfolgen 
kann. Durch diese Vorschriften in Verbindung mit 
§15 dieses Gesetzes wird die Bundesregierung ver- 
pflichtet, den Rentenanpassungsbericht 1973 und das 
Gutachten des Sozialbeirates bereits bis zum 30. No- 
vember 1972 vorzulegen, gleichzeitig wird die Bun- 
desregierung ersucht, den Rentenanpassungsbericht 
1972 bis zum 30. November 1971 vorzulegen. 


C. Finanzieller Teil 


Durch die Vorverlegung der Rentenanpassung im 
Rahmen des 15. Rentenanpassungsgesetzes auf 
1. Juli 1972 entstehen gegenüber den bisher üblichen 
Anpassungen zum 1. Januar jeden Jahres im Jahre 
1972 Mehraufwendungen von: 


Rentenversicherung 
der Arbeiter 

Rentenversicherung 
der Angestellten 

Knappschaftliche 

Rentenversicherung 


2 016 Millionen DM 


223 Millionen DM 


zusammen ... 2 239 Millionen DM. 


Die Mehraufwendungen für die Knappschaftliche 
Rentenversicherung gehen zu Lasten des Bundes. 
Die Mehraufwendungen für die Gesetzlichen Renten- 
versicherungen der Arbeiter und Angestellten kön- 
nen aus deren Überschüssen finanziert werden. 
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Anlage 2 


Entschließung des Bundesrates 


Der Bundesrat bittet die Bundesregierung, die Vor- 
lage als besonders eilbedürftig zu behandeln und 
sie noch in diesem Jahr dem Deutschen Bundestag 
zuzuleiten, um eine rechtzeitige Auszahlung der 
nach diesem Gesetzentwurf erhöhten Renten zum 
1. Juli 1972 nicht zu gefährden. Ein Verzicht auf die 
volle Ausnutzung der Drei-Monats-Frist des Artikels 
76 Abs. 3 des Grundgesetzes dürfte der Bundes- 
regierung auch im Hinblick darauf möglich sein, daß 
ihr die mit dem Gesetzentwurf aufgeworfenen Fra- 
gen seit langem bekannt sind. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zum Entwurf eines 15. Rentenanpassungsgesetzes 
des Bundesrates 


Der durch Beschluß des Bundesrates vom 3. Dezem- 
ber 1971 beim Deutschen Bundestag eingeb rächte 
Entwurf eines 15. Rentenanpassungsgesetzes deckt 
sich mit dem von den Abgeordneten Katzer, Dr. 
Götz, Ruf und der Fraktion der CDU/CSU am 
21. September 1971 eingebrachten Entwurf eines 
15. Rentenanpassungsgesetzes — Drucksache W2585. 
Beide Entwürfe fordern, daß die Rentenanpassung 
um sechs Monate vorgezogen wird. 

Die Bundesregierung verweist dazu auf den von ihr 
vorgelegten Entwurf eines 15. Rentenanpassungs- 
gesetzes. 1973 beträgt der Anpassungssatz bereits 
9,5 V. H. gegenüber dem von 1972 mit 6,3 v. H. Die- 
ser Satz wird voraussichtlich 1974 sogar 11,35 v. H. 
betragen. Außerdem ist das in Kürze im Bundes- 
gesetzblatt verkündete Gesetz über die Rückzahlung 
der einbehaltenen Beiträge zur Krankenversicherung 
der Rentner zu berücksichtigen. Zusammen mit dem 
14. Rentenanpassungsgesetz erhöht sich somit das 
Einkommen der Rentner, denen der Beitrag voll zu- 
rückzuzahlen ist, für 1972 um 10 v. H. gegenüber 
1971. 

Den Antrag des Bundesrates auf Vorverlegung des 
Anpassungstermins im 15. Rentenanpassungsgesetz 
hatte die Bundesregierung aber in erster Linie un- 
ter finanziellen Gesichtspunkten zu prüfen. Diese 
Prüfung konnte nicht früher abgeschlossen werden, 
weil sie voraussetzte, daß die erforderlichen Vor- 
ausschätzungen errechnet, abgestimmt und vom 
Sozialbeirat begutachtet sind; dabei konnten nicht 
andere Zahlen verwendet werden, als sie in dem 
Rentenanpassungsbericht der Bundesregierung zu- 
grunde gelegt werden. Die Bundesregierung hat des- 
wegen den Rentenanpassungsbericht, der nach dem 
Gesetz erst Ende März vorzulegen ist, vorzeitig 
Ende Februar fertiggestellt. 

Aus dem Gutachten des Sozialbeirats ergibt sich, daß 
unter den Annahmen, von denen der Rentenanpas- 
sungsbericht 1972 und die Mehrheit des Sozialbei- 


rats ausgehen, der Vorschlag des Bundesrates, die 
Rentenanpassung um ein halbes Jahr vorzuverlegen, 
nach Verabschiedung des Beiträge-Rückzahlungsge- 
setzes und neben dem Rentenreformgesetz, das dem 
Bundestag vorliegt, finanziell nicht gesichert ist. Der 
Vorschlag des Bundesrates gibt auch keine Deckung 
für die Ausgaben an, die dem Bundeshaushalt aus 
den Mehrausgaben in der knappschaftlichen Renten- 
versicherung erwachsen. 

Die Bundesregierung bedauert, aus diesen Gründen 
dem Vorschlag des Bundesrates nicht zustimmen zu 
können. Das Rentenreformprogramm, dem der Bun- 
desrat zugestimmt hat, verdient nach ihrer Ansicht 
Vorrang. Es enthält auch eine Reihe von Verbesse- 
rungen für laufende Renten, so daß sich das Renten- 
niveau erheblich erhöhen wird. 

Vorsorglich bemerkt die Bundesregierung zu dem 
Entwurf im einzelnen: 

a) Die errechneten Anpassungswerte bedürfen in 
einzelnen Fällen einer Korrektur. 

b) Die Nichtanpassung der Unfallrenten zum 1. Juli 
1972 führt in Einzelfällen, wenn die Ruhensvor- 
schriften anzuwenden sind, zu einer weiteren zu- 
sätzlichen finanziellen Belastung der Renten- 
versicherung. 

c) Die vorgezogene Anpassung würde Folgerungen 
für die Kriegsopferversorgung nach sich ziehen, 
und damit auch eine finanzielle Mehrbelastung 
des Bundes von mehr als einer Milliarde DM 
schon bis einschließlich 1975. 

d) Die finanzielle Mehrbelastung durch eine vorge- 
zogene Rentenanpassung wird nach den Berech- 
nungen der Bundesregierung bis 1986 mehr als 
72 Milliarden DM betragen. 

e) Die vom Bundesrat auf Kosten des Bundes nicht 
mehr gewünschte Abschmelzung der Knapp- 
schaftsrenten führt zur Ungleichbehandlung der 
Neurentner und der Bestandsrentner. 
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